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PRÄAMBEL 

Auf Grund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und des § 58 des 
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Stadt Bad 
Münder in seiner Sitzung am __________ diesen Bebauungsplan Nr. 7.17 "Milliehäuser 
Straße", 1. Änderung, OT Eimbeckhausen, bestehend aus den nachstehenden Textlichen 
Festsetzungen beschlossen. 

Bad Münder, den   
 
 Stadt Bad Münder  
 Der Bürgermeister  
 (Barkowski) 

 

Bebauungsplan Nr. 7.17 "Milliehäuser Straße", 1. Änderung,  
im vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB 

 

§ 1 – Räumlicher Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes umfasst die vollständigen  
Flurstücke 49/7, 49/13, 49/14, 49/15, 49/17, 49/18, 49/20 und 49/19 (Kolberger Weg) der 
Flur 12 in der Gemarkung Eimbeckhausen. 

Der Verlauf der Grenze des Geltungsbereichs ergibt sich aus der zeichnerischen Darstel-
lung, die dieser 1. Änderung als Anlage beigefügt ist. Die Anlage (Zeichnerische Darstellung 
der 1. Änderung) ist Bestandteil der Satzung. 

§ 2 – Überbaubare Grundstücksfläche  

1. Die festgesetzte Baugrenze im Bereich der Flurstücke 49/13 und 49/14 wird auf der 
Südseite der überbaubaren Grundstücksflächen in südlicher Richtung bis zu einem 
Grenzabstand von 3 m zur südlichen Grundstücksgrenze erweitert. 

2. Im Westen hält die Baugrenze einen Abstand von 4 m und im Osten hält die Bau-
grenze einen Abstand von 3 m zu den Grundstücksgrenzen ein. 
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§ 3 - Sonstige Festsetzungen und Hinweise 

Alle übrigen Festsetzungen der Planzeichnung sowie die textlichen Festsetzungen bleiben 
unverändert bestehen und werden durch die 1. Änderung nicht berührt. Dies gilt sinngemäß 
auch für die örtliche Bauvorschrift (ÖBV) und die Hinweise. 

§ 4 – Inkrafttreten 

Diese 1. Änderung tritt mit dem Tage der öffentlichen Bekanntmachung des Satzungsbe-
schlusses in Kraft.  

 

Hinweis 

Die zeichnerische Darstellung der 1. Änderung enthält lediglich die Darstellung des Gel-
tungsbereiches und der Baugrenzen sowie die im Rahmen dieser 1. Änderung erweiterten 
Baugrenzen. Die Zeichnung dient ausschließlich der grafischen Darstellung. 

Alle zeichnerischen Festsetzungen oder textlichen Festsetzungen sowie die Festsetzungen 
der örtlichen Bauvorschrift (ÖBV) sind dem Ursprungsbebauungsplan (Nr. 7.17 "Milliehäu-
ser Straße") zu entnehmen. 

 
Hinweis auf Rechtsgrundlagen 

Die 1. Änderung des Bebauungsplans enthält die rechtsverbindlichen Festsetzungen für die 
städtebauliche Ordnung nach folgenden Vorschriften: 

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 394) geändert worden ist. 

• Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. 
November 2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist. 

• Niedersächsische Bauordnung (NBauO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.04.2012 (Nds. GVBI. 2012, 46), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. 
Juni 2023 (Nds. GVBl. S. 107) geändert worden ist. 

 

 
  



Stadt Bad Münder, OT Eimbeckhausen B-Plan Nr. 7.17 "Milliehäuser Straße", 1. Änderung 

I. Präambel und Satzung 

·· plan Hc ·· Stadt- und Regionalplanung Seite 5 

Anlage zur Satzung: Zeichnerische Darstellung der 1. Änderung 
 

 
Kartengrundlage: Liegenschaftskarte, Landesamt für Geoinformation und Landvermessung Niedersachsen 
(LGLN) Stand: April 2024, Darstellung unmaßstäblich verkleinert. 

 



Stadt Bad Münder, OT Eimbeckhausen B-Plan Nr. 7.17 "Milliehäuser Straße", 1. Änderung 

II. Verfahrensvermerke 

·· plan Hc ·· Stadt- und Regionalplanung Seite 6 

 
VERFAHRENSVERMERKE 

 
Aufstellungsbeschluss und beschleunigtes Verfahren 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Bad Münder hat in seiner Sitzung am __________ die Aufstel-
lung des Bebauungsplans Nr. 7.17 "Milliehäuser Straße", 1. Änderung, OT Eimbeckhausen, beschlos-
sen. Der Beschluss wurde gemäß 2 Abs. 1 BauGB am __________ ortsüblich bekannt gemacht. 

Der Bebauungsplan wird gemäß § 13 BauGB als Satzung im vereinfachten Verfahren aufgestellt. Auf 
die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit sowie die Beteiligung der Behörden und sonstiger 
Träger öffentlicher Belange wird verzichtet. 

Bad Münder, den  
 Stadt Bad Münder  
 Der Bürgermeister  
 (Barkowski) 

 
Öffentliche Auslegung 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Bad Münder hat in seiner Sitzung am __________ dem Entwurf 
des Bebauungsplans Nr. 7.17 "Milliehäuser Straße", 1. Änderung, OT Eimbeckhausen, zugestimmt 
und seine öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 BauGB beschlossen. 

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am __________ ortsüblich bekannt gemacht. 

Der Entwurf der 1. Änderung und der Begründung haben vom __________ bis einschließlich 
__________ gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. 

Den Beteiligten im Sinne § 13 Abs. 2 und 3 BauGB wurde mit Schreiben vom __________ Gelegen-
heit zur Stellungnahme bis zum __________ gegeben. 

Bad Münder, den  
 Stadt Bad Münder  
 Der Bürgermeister  
 (Barkowski) 

 
Satzungsbeschluss  

Der Rat der Stadt Bad Münder hat den Bebauungsplan Nr. 7.17 "Milliehäuser Straße", 1. Änderung, 
OT Eimbeckhausen, nach Prüfung der Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am 
__________ als Satzung (§ 10 Abs. 1 BauGB) sowie die Begründung beschlossen. 

Bad Münder, den  
 Stadt Bad Münder  
 Der Bürgermeister  
 (Barkowski) 
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Inkrafttreten 

Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplans Nr. 7.17 "Milliehäuser Straße", 1. Änderung, OT Eim-
beckhausen, ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am __________ ortsüblich bekannt gemacht worden. Die 
1. Änderung des Bebauungsplans ist damit am __________ rechtsverbindlich geworden. 

Bad Münder, den   
 
 Stadt Bad Münder  
 Der Bürgermeister  
 (Barkowski) 

 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und   
Mängel der Abwägung 

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplans Nr. 7.17 "Milliehäuser Straße", 1. 
Änderung, OT Eimbeckhausen, ist die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften beim Zu-
standekommen der Änderung nicht geltend gemacht worden. 

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten der 1. Änderung des Bebauungsplanes sind Mängel der 
Abwägung nicht geltend gemacht worden. 

Bad Münder, den  
 
 Stadt Bad Münder  
 Der Bürgermeister  
 (Barkowski) 

 
Planverfasser 

Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 7.17 "Milliehäuser Straße", 1. Änderung, OT Eimbeckhausen 
und die Begründung wurden ausgearbeitet von: 

 

 

 

Bad Nenndorf, den  
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1.  Planungsvoraussetzungen, Ziel und Zweck der Planung 

Im Ortsteil Eimbeckhausen der Stadt Bad Münder besteht der rechtskräftige Bebauungsplan 
Nr. 7.17 "Milliehäuser Straße" mit seiner Bekanntmachung seit dem 19.12.2001. Der Bebau-
ungsplan setzt ein Reines Wohngebiet (WR) mit Baugrenzen als überbaubare Grundstücksflä-
che fest. Für die beiden Baugrundstücke, die im Süden gebildet wurden (Flurstücke 49/13 und 
49/14), setzt die südliche Baugrenze einen Abstand von ca. 12,70 m zur südlichen Grund-
stücksgrenze fest. Hier besteht der konkrete Bedarf, das Flurstück 49/14 zu teilen und das 
Grundstück, mit einer direkten Erschließung von der Millihäuser Straße aus für eine Wohnbe-
bauung nutzbar zu machen.  

Mit der Nachverdichtung im Geltungsbereich des Bebauungsplanes werden die grundlegen-
den Zielsetzungen der städtebaulichen Innenentwicklung verfolgt. Diese haben gegenüber ei-
ner Bebauung im unbeplanten Außenbereich regelmäßig Vorrang und werden im Baurecht als 
positiver Beitrag für eine nachhaltige Entwicklung angesehen. Die Nachverdichtung von 
Wohnbauflächen im Innenbereich ist als strategisches Ziel der städtebaulichen Planung defi-
niert, um einer Ausweisung von Neubauflächen im Außenbereich möglichst vorzubeugen und 
die städtische Infrastruktur bestmöglich auszunutzen. 

Ziel und Zweck der Planänderung ist es, durch die Erweiterung der überbaubaren Grund-
stücksflächen, die planungs- und bauordnungsrechtlichen Voraussetzungen für die geplante 
Bebauung zu schaffen. Die städtebauliche Begründung für die Erweiterung der überbaubaren 
Grundstücksflächen gilt für beide südlichen Grundstücke gleichermaßen, sodass die Bau-
grenze im südlichen Bereich des Bebauungsplanes insgesamt verschoben wird.  

 

1.1. Räumlicher Geltungsbereich  

Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes umfasst die vollständigen Flurstü-
cke 49/7, 49/13, 49/14, 49/15, 49/17, 49/18, 49/20 sowie den Kolberger Weg, Flurstück 
49/19, der Flur 12 in der Gemarkung Eimbeckhausen. 

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 4.890 m², entsprechend 0,49 ha. Der Verlauf 
der Grenze des Geltungsbereichs ergibt sich aus der zeichnerischen Darstellung, die dieser 1. 
Änderung als Anlage zur Satzung beigefügt ist.  

 

1.2. Bestand 

Im Geltungsbereich der 1. Änderung sind die Wohnbaugrundstücke bereits vollständig er-
schlossen bzw. bebaut.  
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Die südlichen Grundstücksflächen der Flurstücke 49/13 und 49/14, die von der Planänderung 
durch die Nachverdichtung betroffen sind, weisen in den Randbereichen vereinzelte kleinere 
Bäume, Hecken und Sträucher auf. Für die freiberufliche Nutzung durch das heutige Steuer-
beratungsbüro ist auf dem Flurstück 49/14 eine Stellplatzanlage mit Dränagepflaster vorhan-
den.  

Die maßgeblichen Grundstücksflächen, die für eine Bebauung vorgesehen sind, sind als anth-
ropogen geprägte Gartenflächen ohne maßgeblichen Grünbesatz oder bauliche Strukturen er-
kennbar. 

  
Blick von der Millihäuser Straße auf das Flurstück 49/14 

Hinweis: Die zulässigerweise errichteten baulichen Anlagen im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes unterliegen dem Bestandsschutz. 

 

1.3. Rechtliche Situation und Einordnung als vereinfachtes Verfahren 

Der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 7.17 "Milliehäuser Straße" stellt mit seiner Bekanntma-
chung am 19.12.2001 die aktuelle Rechtsgrundlage für die bauliche Entwicklung im Reinen 
Wohngebiet (WR) dar. 

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes wird in einem vereinfachten Verfahren gemäß § 13 
BauGB durchgeführt, da die Grundzüge der Planung durch die Erweiterung der Baugrenzen 
nicht berührt werden. Zudem bleibt der sog. Zulässigkeitsmaßstab, gegenüber der bereits 
heute zulässigen Bebauung, unverändert. Der Bewertungsmaßstab aus § 13 Abs. 1 BauGB ist 
erfüllt, da: 

1. die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
oder nach Landesrecht unterliegen, nicht vorbereitet oder begründet wird, 

2. keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buch-
stabe b genannten Schutzgüter bestehen und 
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3. keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung 
oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 

Im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB kann von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 
BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusam-
menfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen werden. 
Von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB wird 
ebenfalls abgesehen.  

Daher sieht das Beteiligungsverfahren somit folgende Verfahrensschritte vor: 

• Der betroffenen Öffentlichkeit wird durch eine öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 
BauGB Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.  

• Den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wird durch die 
Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.  

 

1.4. Übergeordnete Planungen und Planungsebenen 

Landes- und Regionale Raumordnung 

Gemäß § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung 
und somit auch den Zielen der Landes- und Regionalplanung anzupassen. 

Gemäß Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP 2017) ist die Stadt Bad Mün-
der dem ländlichen Raum zuzuordnen. Das Regionale Raumordnungsprogramm (RROP, Ent-
wurf 2021) stellt für den Landkreis Hameln-Pyrmont ein gesamträumliches Leitbild dar. 

In der zeichnerischen Darstellung vom RROP des Landkreises Hameln-Pyrmont ist die Stadt 
Bad Münder als Grundzentrum dargestellt und dem Ortsteil Eimbeckhausen werden, auf-
grund der besonderen infrastrukturellen Ausstattung die Entwicklungsaufgaben „Arbeiten“ 
und „Wohnen“ zugeordnet. 

Dementsprechend werden die Belange beider Raumordnungsprogramme durch die 1. Ände-
rung nicht berührt, da keine raumordnungswirksamen Planungen bzw. Änderungen vorge-
nommen werden. Die vorliegende Planänderung steht den bestehenden Raumordnungsplä-
nen nicht entgegen. 

 

Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan der Stadt Bad Münder wurde im Jahr 1977 aufgestellt. Er wurde be-
reits durch vielfache Änderungen den aktuellen Entwicklungen angepasst. Im Jahr 2020 wurde 
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der Flächennutzungsplan mit allen bis dahin durchgeführten Änderungen digitalisiert und mit 
Ratsbeschluss vom 03.12.2020 sowie seiner Bekanntmachung wirksam. 

Der FNP stellt den Geltungsbereich der 1. Änderung als Wohnbaufläche (W) dar. Der Ur-
sprungsbebauungsplan ist somit aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. Mit der 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes ergibt sich hinsichtlich der vorbereitenden Bauleitplanung (FNP) 
kein Bedarf der Änderung bzw. Anpassung.  

 

 
Flächennutzungsplan der Stadt Bad Münder, Teilplan OT Eimbeckhausen (Auszug) 

 

2. Inhalt der Planänderung, städtebauliche Begründung 

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes wird durch den konkreten Bedarf eines einzelnen Ei-
gentümers ausgelöst. Die städtebauliche Nachverdichtung ist auf der Grundlage des beste-
henden Bebauungsplanes aus dem Jahr 2001 nicht möglich, da die Baugrenze durch die ge-
plante Bebauung überschritten wird. Die Baugrenze hält derzeit einen Abstand von ca. 12,7 m 
zur südlichen Grundstücksgrenze ein. Außer der Zielsetzung einer möglichst aufgelockerten 
Bebauung im gültigen Bebauungsplan, sind keine weiteren städtebaulichen Gründe erkenn-
bar, die diese großzügige Abstandsregelung rechtfertigen. Mit Blick auf die städtebauliche 
Zielsetzung einer nachhaltigen Nachverdichtung auf geeigneten Grundstücken im Baube-
stand, ist die ursprüngliche Festsetzung der Baugrenze nicht zeitgemäß.  

Aus städtebaulicher Sicht ist eine Nachverdichtung am gewählten Standort mit der Erweite-
rung der überbaubaren Grundstücksflächen ohne eine Einschränkung der benachbarten Inte-
ressen möglich, zumal auch die Erschließung unmittelbar von der Milliehäuser Straße aus 
durchführbar ist. Auch das durch die Änderung betroffene rückwärtige Grundstück (Flurstück 
49/13) erfährt durch die Erweiterung der Baugrenze keine Nachteile, sondern ermöglicht 
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optional eine Ausweitung der baulichen Anlagen. Die Vergrößerung der überbaubaren Grund-
stücksflächen wirkt sich somit, ohne erkennbare Nachteile, positiv auf die zweckentspre-
chende Nutzung der bestehenden Wohnbaugrundstücke aus. 

Mit der 1. Änderung wird die festgesetzte Baugrenze im Bereich der Flurstücke 49/13 und 
49/14 auf der Südseite der überbaubaren Grundstücksflächen in südlicher Richtung bis zu ei-
nem Grenzabstand von 3 m zur südlichen Grundstücksgrenze erweitert. Gleichzeitig halten 
die seitlichen Baugrenzen (jeweils wie im Ursprungsbebauungsplan) einen Abstand von 4 m 
zu der westlichen Grundstücksgrenze und im Osten einen Abstand von 3 m zur Millihäuser 
Straße ein. Die neue Festsetzung der Baugrenzen sichert weiterhin die Einhaltung der Grenz-
abstandsregelung nach Niedersächsische Bauordnung (NBauO). 

Gemäß dem Bebauungsvorschlag (vergl. Anlage 1) wäre auf dieser Grundlage eine entspre-
chende Grundstücksteilung sowie eine Bebauung auf der südlichen Teilfläche des Flurstücks 
49/14 möglich. Für die optionale Grundstücksteilung und Bebauung enthält die Anlage 1 eine 
Beispielrechnung zur möglichen Gesamtversiegelung des Grundstücks. 

Auch die Belange der nächstgelegenen Wohnbauflächen außerhalb des Geltungsbereiches 
des Bebauungsplanes (östlich der Millihäuser Straße und die südlich angrenzende Wohnbe-
bauung an der Breslauer Straße) werden durch die verbleibenden großzügigen Abstände und 
die Gleichartigkeit der hinzukommenden Wohnnutzung nicht beeinträchtigt. 

 

2.1. Weiterhin gültige Festsetzungen 

Alle übrigen Festsetzungen des Ursprungsbebauungsplans Nr. 7.17 "Milliehäuser Straße" und 
der örtlichen Bauvorschrift bleiben weiterhin gültig. Auszug wesentlicher Festsetzungen in der 
Planzeichnung (vergl. Anlage 2):  

• Art der baulichen Nutzung:  Reines Wohngebiet (WR) 
gem. textlicher Festsetzung (§ 1 (2)) Zulässigkeit freiberuflich Tätiger 

• Maß der baulichen Nutzung:  Grundflächenzahl: GRZ 0,3  
zusätzliche Versiegelung gem. § 19 (4) BauNVO (§ 5 (1)): 35% 
Höhe baulicher Anlagen TH = 4,0 m / FH = 8,5 m 

• Bauweise (§ 3): EH/DH, Länge max. 25 m 

Die wesentlichen Festsetzungen der örtlichen Bauvorschrift auf der Rechtsgrundlage der Nie-
dersächsischen Bauordnung (aktuelle Rechtsgrundlage, § 84 NBauO) betreffen: 

• die Gestaltung der Dachflächen (§ 2) 
• die Gestaltung der Außenwandflächen (§ 3) 
• die Einfriedung der Grundstücke (§ 4) 
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Die Nichteinhaltung der örtlichen Bauvorschrift stellt eine Ordnungswidrigkeit dar, und ist mit 
einer Geldbuße bewährt (§ 5). 

 

3. Abwägungsrelevante und sonstige Belange 

3.1. Verkehr und verkehrliche Erschließung 

Die bestehenden Wohnbaugrundstücke werden weiterhin über die Millihäuser Straße als An-
liegerstraße und den Kolberger Weg erschlossen. Der Kolberger Weg ist im Ursprungsbebau-
ungsplan als Straßenverkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung (Privater Wohnweg) fest-
gesetzt. Hier ergeben sich keine Änderungen. Die vorhandenen Straßen sind ausreichend di-
mensioniert. Die verkehrliche Erschließung ist gesichert. 

 

3.2. Infrastruktur, einschließlich der Ver,- und Entsorgung 

Die sonstige Ver- und Entsorgung der vorhandenen und geplanten Grundstücksflächen mit 
Abwasser, Elektrizität sowie der Anschluss an das Telekommunikationsnetz sowie die Ver- und 
Entsorgung der Grundstücke sind im Bereich der bestehenden leitungsgebundenen Infrastruk-
tur möglich. Die technische Erschließung ist weiterhin über die Millihäuser Straße und den 
Kolberger Weg möglich. Mit Blick auf die Löschwasserversorgung hat die Stadt Bad Münder 
weiterhin den Grundschutz zu gewährleisten. Das Schmutzwasser ist in den Kanal einzuleiten 
und dem Klärwerk Eimbeckhausen zuzuführen. 

 

3.3. Niederschlagswasser 

Gemäß der Regelung im Ursprungsbebauungsplan wird grundsätzlich eine Versickerung des 
unbelasteten Niederschlagswassers auf den Grundstücken angestrebt. Sollte dies aufgrund 
der Bodenverhältnisse im Plangebiet nicht möglich sein, ist das anfallende Oberflächenwasser 
zurückzuhalten und verzögert abzuleiten. Auf ein gesondertes Entwässerungskonzept wird im 
Zuge dieser vereinfachten Änderung verzichtet. Die Entwässerung ist im Zuge des Baugeneh-
migungsverfahren nachzuweisen. 

 

3.4. Nachbarschutz 

Durch das Heranrücken der künftigen Wohnbebauung an die südliche Grundstücksgrenze (im 
Bereich der Flurstücke 49/13 und 49/14) und somit an die benachbarte Wohnbebauung erge-
ben sich durch die Gleichartigkeit der Nutzung keine erkennbaren, negativen Auswirkungen. 
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3.5. Belange der Grünordnung 

Die Durchführung einer Umweltprüfung und die Erstellung eines Umweltberichtes sind im vor-
liegenden Änderungsverfahren nicht erforderlich, da es sich um eine Änderung des Bebau-
ungsplanes im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB handelt. Rechtlich gelten die Ein-
griffe, die aufgrund der Änderung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1 
a Abs. 3 Satz 5 BauGB als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. 

Die Belange von Natur und Landschaft wurden zudem im Zuge der Aufstellung des Bebauungs-
planes entsprechend den Anforderungen des § 1a BauGB unter Berücksichtigung der natur-
schutzrechtlichen Eingriffsregelung abgearbeitet. Im Rahmen der Eingriffsbilanzierung wurde 
die maximale rechtlich zulässige Bebaubarkeit entsprechend der städtebaulichen Werte be-
urteilt und kompensiert. Durch die Erweiterung der überbaubaren Grundstücksflächen erge-
ben sich keine höheren Ausnutzungsziffern für die Gesamtversiegelung der Wohnbauflächen. 
Die Festsetzungen zur Grünordnung bleiben ebenfalls gültig, sodass durch die 1. Änderung in 
Bezug auf die grünordnerischen Belange keine negativen Auswirkungen erkennbar werden. 

 

3.6. Belange des Klimaschutzes 

Mit Blick auf den Klimaschutz wird für die neu zu errichtenden Gebäude auf die möglichst 
hohen energetischen Standards hingewiesen. Daher sind energetische Standards anzustre-
ben, die über die aktuell gültigen gesetzlichen Anforderungen des GEG (Gebäudeenergiege-
setz) hinausgehen. Innerhalb des Plangebietes sollen daher nur Wohngebäude zugelassen 
werden, die den energetischen Standard von KfW 55 oder besser aufweisen. Es wird zudem 
darauf hingewiesen, dass seit dem 1. Januar 2024 in den Neubauten in Neubaugebieten Hei-
zungen mit 65 % erneuerbarer Energie eingebaut werden müssen (Stand: GEG 2024). 
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4. Sonstige Angaben und Hinweise 

4.1. Flächenbilanz, Bodenordnung, Durchführung und Kosten 

Der Geltungsbereich der 1. Änderung umfasst eine Fläche von ca. 4.890 m² (100 %).   
Der Anteil der Wohnbauflächen beträgt ca. 4.600 m² (94 %).   
Der Kolberger Weg hat eine Fläche von ca. 290 m² (6 %).  

Die Eigentumsverhältnisse ändern sich lediglich durch die Grundstücksteilung innerhalb der 
privaten Grundstücksflächen. Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich.  

Die Durchführung von Bauvorhaben ist möglich, sobald die Rechtsgrundlage gegeben und die 
Erschließung gesichert ist. 

Der Gemeindehaushalt ist durch die Planung nicht betroffen. 

 

4.2. Allgemeiner Hinweis 

Die vorstehende Begründung ist Bestandteil der Satzung, hat aber keinen Satzungscharakter. 
Alle Inhalte, die als Satzung beschlossen werden, enthält nur der Abschnitt (I. Präambel und 
Satzung) in Form der Textlichen Festsetzungen. 

Die Begründung hat am Beteiligungsverfahren und an der Beschlussfassung teilgenommen. 
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Darstellung der 1. Änderung, Kartengrundlage: Luftbild und Bebauungsvorschlag  

 
Kartengrundlage: Allgemeine Liegenschaftskarte und Luftbild, © LGLN 2024), Darstellung, unmaßstäblich ver-
kleinert (mögliche Grundstücksteilung mit Bebauungsvorschlag, (rot) mit ca. 490 m² Grundstücksfläche) 

Beispielrechnung: Grundstück ca. 490 m² x GRZ 0,3 = 147 m² (überbaubare Grundstücksfläche)  
Versiegelung NE-Anlagen:  147 m² x 0,35 = ca. 52 m²  
max. Gesamtversiegelung  147 m² +52 m² = ca. 199 m²   
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Darstellung der 1. Änderung, Kartengrundlage: Ursprungsbebauungsplan (+Erweiterung) 

 
Ursprungsbebauungsplan nebst Darstellung der Erweiterung der überbaubaren Grundstücksfläche (blaue Linie) 
(unmaßstäblich verkleinert)  
Hinweis: Im Bereich der festgesetzten Stellplatzanlage (St) weicht der Geltungsbereich des Ursprungsbebauungs-
plans von der 1. Änderung ab. 

 



Anlage 2 

Anlagen Seite 19 

Ursprungsbebauungsplan – Planzeichnung (nachrichtlich, unmaßstäblich) 
 

 
 
  



Anlage 2 

Anlagen Seite 20 

Ursprungsbebauungsplan – Textliche Festsetzungen, ÖVB (nachrichtlich) 
 

 

  



Anlage 2 

Anlagen Seite 21 

Ursprungsbebauungsplan – Textliche Festsetzungen, ÖVB (nachrichtlich) 
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